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Behördliche Überprüfung 

§ 147a. (1) Die Behörde ist befugt, auch im Triebfahrzeug zu überprüfen, ob der das Triebfahrzeug 
selbständig führende und bedienende Triebfahrzeugführer eine gültige Fahrerlaubnis und eine gültige 
Bescheinigung mit sich führt. 

(2) Bei fahrlässigem Verhalten eines Triebfahrzeugführers an seinem Arbeitsplatz ist die Behörde 
befugt zu überprüfen, ob der betreffende Triebfahrzeugführer nach wie vor über die für die Ausstellung 
seiner Bescheinigung erforderlichen schienenfahrzeugbezogenen und schienenbahnbezogenen 
Fachkenntnisse sowie die notwendigen Sprachkenntnisse verfügt. 

(3) Wird zum selbständigen Führen und Bedienen eines Triebfahrzeuges ein Triebfahrzeugführer 
eingesetzt, der dabei eine erhebliche Gefährdung der Sicherheit des Betriebes der Eisenbahn und der 
Sicherheit des Betriebes von Schienenfahrzeugen auf einer Eisenbahn darstellt, hat die Behörde die für 
die Beseitigung dieser Gefährdung erforderlichen Maßnahmen unverzüglich zu verfügen. Insbesondere 
hat sie das Eisenbahnunternehmen aufzufordern, den Einsatz des betreffenden Triebfahrzeugführers 
unverzüglich zu beenden, dem betreffenden Triebfahrzeugführer das selbständige Führen und Bedienen 
von Triebfahrzeugen zu untersagen oder ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen aufzufordern, einen Zug 
anzuhalten, dessen Triebfahrzeug von einem solchen Triebfahrzeugführer selbständig geführt und bedient 
wird (Anm. 1). Die Behörde hat die Europäische Kommission und die anderen für 
Fahrerlaubnisangelegenheiten zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und der anderen Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum von 
den verfügten Maßnahmen zu unterrichten. Der Bescheid, mit dem die erforderlichen Maßnahmen 
verfügt wurden, ist aufzuheben, wenn die Gründe für dessen Erlassung nicht mehr vorliegen. 

(4) Die Behörde ist befugt Untersuchen durchführen, um zu überprüfen, ob das 
Eisenbahnunternehmen den Bestimmungen der §§ 141 bis 147 nachkommt. 
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(5) Stellt die Behörde fest, dass ein zum selbständigen Führen und Bedienen eines Triebfahrzeuges 
auf einer Eisenbahn eingesetzter Triebfahrzeugführer die für die Ausstellung seiner Bescheinigung 
erforderlichen Voraussetzungen nicht erfüllt, hat sie das Eisenbahnunternehmen, welches die 
Bescheinigung ausgestellt hat, zu kontaktieren und unter Angabe von Gründen entweder eine zusätzliche 
Kontrolle oder die Aussetzung der Bescheinigung zu verlangen. Das Eisenbahnunternehmen hat 
innerhalb von vier Wochen das Verlangen zu überprüfen und der Behörde seine Entscheidung über das 
Verlangen mitzuteilen. Bis zum Einlangen der Mitteilung über die getroffene Entscheidung ist die 
Behörde befugt, dem betreffenden Triebfahrzeugführer das selbständige Führen und Bedienen von 
Triebfahrzeugen untersagen. 

(________________________ 

Anm. 1: Art. 1 Z 30 der Novelle BGBl. I Nr. 231/2021 lautet: „Im § 147 Abs. 3 wird die Wortfolge 
„Insbesondere hat er das Eisenbahnunternehmen“ durch die Wortfolge „Insbesondere hat sie das 
Eisenbahnunternehmen“ ersetzt.“ Gemeint ist § 147a Abs. 3, vgl. dazu Seite 14 der 
Textgegenüberstellung in den Parlamentarischen Materialien.) 
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